
AMTSBLATTfür die Stadt Strausberg
Strausberg, den 07.11.2018	 Jahrgang 27 - Nr. 9/2018

Inhaltsverzeichnis

  	 Stadtverordnetenversammlung aktuell

Seite 1	 Beschlüsse der 34. Sitzung der Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt Straus-
berg vom 18.10.2018

	 Bekanntmachungen der Stadt  
Strausberg

Seite 3	 Jahresabschluss 2017 des Stadtforsts 
Strausberg – Eigenbetrieb der Stadt 
Strausberg –

Seite 3	 Kompensatorische Sprachförderung im 
Jahr vor der Einschulung in Kindertages-
stätten

Seite 4	 Satzung der Stadt Strausberg über die 
Erhebung von Verwaltungsgebühren 
(Verwaltungsgebührensatzung) vom 
13.09.2018

Seite 7	 Hebesatzsatzung der Stadt Strausberg  
für 2019

Beschlüsse der 34. Sitzung der  
Stadtverordnetenversammlung 

der Stadt Strausberg vom 18.10.2018

Beschluss-Nummer 34/474/2018
Benennung weiterer Mitglieder des Kinder- und 
Jugendparlaments der Stadt Strausberg 
In Ergänzung zum Beschluss Nr. 23/329/2017 der 
Stadtverordnetenversammlung Strausberg benennt 
die Stadtverordnetenversammlung auf der Grundlage 
des § 7a der Hauptsatzung der Stadt Strausberg vom 
06.11.2014 folgende Mitglieder in das Kinder- und Ju-
gendparlament:

STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 
AKTUELL

Nr.	 Name	 Vorname	 Schule
1	 Gierke	 Moritz	 Anne-Frank-Oberschule
2	 Knoblich	 Pia	 Theodor-Fontane-Gymnasium 
3	 Stirnat	 Finn	 Theodor-Fontane-Gymnasium 
4	 Vergin	 Lasse	 Theodor-Fontane-Gymnasium 
5	 Viering	 Yahel	 Bundt-Stift-Gymnasium 

Abstimmungsergebnis:
16 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/475/2018
Feststellungsbeschluss für die 7. Änderung des 
Flächennutzungsplans für den Bereich südlich der 
Ortslage Jenseits des Sees
1.	 Die im Rahmen der förmlichen Behördenbeteiligung 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der öffentlichen  Ausle-
gung gem. § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen werden zur Kenntnis genommen und 
entsprechend den Vorschlägen in den anliegenden 
Abwägungsprotokollen (Anlage 1 und 2) abgewogen. 

	 Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den Bürgern, 
Behörden und Trägern öffentlicher Belange, die 
Stellungnahmen abgegeben haben, das Ergebnis 
der Abwägung mitzuteilen. 

2.	 Nach Abwägung aller öffentlichen und privaten 
Belange untereinander und gegeneinander be-
schließt die Stadtverordnetenversammlung die 
Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes 
– in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
10.09.2004, zuletzt geändert am 25.10.2013, durch 
die vorliegende 7. Änderung – Stand: 25.09.2018 
(Feststellungsbeschluss der 7. Änderung des Flä-
chennutzungsplans. Die Begründung (Anlage 4) mit 
Umweltbericht (Anlage 5) zur 7. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes wird gebilligt.

3.	 Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die 7. Ände-
rung des Flächennutzungsplans für den Bereich 
südlich der Ortslage Jenseits des Sees bei der hö-
heren Verwaltungsbehörde, dem Landkreis Mär-
kisch-Oderland, zur Genehmigung einzureichen, 
sobald die Befreiung von den Verboten des Wasser-
schutzgebietes Strausberg – Spitzmühle-Ost nach 
§ 52 Abs. 1 Satz 2 WHG vorliegt. Die Erteilung der 
Genehmigung ist nach § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis:
23 Dafürstimmen, 1 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/476/2018
Feststellungsbeschluss für die 7. Änderung des 
Flächennutzungsplans für den Bereich südlich der 
Ortslage Jenseits des Sees
1.	 Die im Rahmen der förmlichen Behördenbeteiligung 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der öffentlichen Ausle-
gung gem. § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen werden  zur  Kenntnis genommen und 
entsprechend den Vorschlägen in den anliegenden 
Abwägungsprotokollen (Anlage 1 und 2) abgewo-
gen. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den Bür-
gern, Behörden und Trägern öffentlicher Belange, 
die Stellungnahmen abgegeben haben, das Ergeb-
nis der Abwägung mitzuteilen. 
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2.	 Nach Abwägung aller öffentlichen und privaten Be-
lange untereinander und gegeneinander wird der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 59/17 „Kin-
dernachsorgeklinik“ (Anlage 3) gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB und auf der Grundlage des § 3 der Kommu-
nalverfassung des  Landes Brandenburg hiermit als 
Satzung beschlossen. Die Begründung (Anlage 5) 
mit Umweltbericht (Anlage 6) zum Bebauungsplan 
wird gebilligt. Der Vorhaben- und Erschließungs-
plan (Anlage 4) wird Bestandteil des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans. 

3.	 Dem Abschluss des Durchführungsvertrags zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 59/17 
„Kindernachsorgeklinik“ zwischen der Stadt Straus-
berg und der „Peter und Ingeborg Fritz – Stiftung für 
chronisch kranke Menschen“, in der als Anlage 7 
beigefügten Fassung, wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:
23 Dafürstimmen, 1 Gegenstimmen, 3 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/477/2018
Jahresabschluss und Lagebericht des Eigenbetriebs 
Stadtforst Strausberg für das Wirtschaftsjahr 2017 
Die Stadtverordnetenversammlung bestätigt den ge-
prüften Jahresabschluss 2017 des städtischen Eigen-
betriebs Stadtforst Strausberg. Der Jahresabschluss 
weist einen Jahresverlust von 229.761,73 € aus. Die 
Bilanzsumme hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
30.665,81 € auf 650.862,44 € verringert.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/478/2018
Entlastung des Werkleiters für das Wirtschaftsjahr 
2017 des Eigenbetriebs Stadtforst Strausberg 
Der Werkleiter des Eigenbetriebs Stadtforst Straus-
berg, Herr Heiko Wessendorf, wird für das Wirtschafts-
jahr 2017 entlastet.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/479/2018
Breitbandausbau in Strausberg 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Auf-
tragserteilung zur Erstellung einer gemeindebezogenen 
Bedarfs- und Verfügbarkeitsanalyse entsprechend der 
„Förderrichtlinie zur Unterstützung des Breitbandaus-
baus in der Bundesrepublik Deutschland“.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/480/2018
Ankauf von privaten Grundstücken, Gemarkung 
Strausberg (Torfstich) 
Folgende Grundstücke in Strausberg, Gemarkung 
Strausberg, werden angekauft:  
Gemarkung Strausberg, Grundbuch von Strausberg 
Blatt 4418 
Flur 21, Flurstück   48  Größe:  2.435 m2  Torfstich 
Flur 21, Flurstück   88  Größe:  1.650 m2  Torfstich 
Flur 21, Flurstück 185  Größe:  4.040 m2  Torfstich 
Die Bürgermeisterin wird beauftragt, die o.g. Grund-
stücke zu einem Kaufpreis in Höhe von 977,50 € an-
zukaufen.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/481/2018
Wahlkreiseinteilung der Stadt Strausberg zur Kom-
munalwahl am 26.05.2019 
Zur Kommunalwahl am 26.05.2019 wird ein Wahlkreis 
für das gesamte Wahlgebiet Strausberg gebildet.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/482/2018
Berufung des Wahlleiters und der stellvertretenden 
Wahlleiterin für das Wahlgebiet Strausberg für die 
Wahlperiode 2019 – 2024 
Die Stadtverordnetenversammlung Strausberg beruft 
Herrn Thomas Lukaschewitz als Wahlleiter und Frau 
Lena Gerbrecht als Stellvertreterin.

Abstimmungsergebnis:
27 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/483/2018
Hebesatzsatzung der Stadt Strausberg für 2019 
Die Hebesatzsatzung der Stadt Strausberg zur Erhe-
bung der Grund- und Gewerbesteuer für das Haus-
haltsjahr 2019 wird beschlossen.

Abstimmungsergebnis:
27 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss-Nummer 34/484/2018
Aufhebung des Beschlusses Nr. 37/456/2012 - Ent-
behrlichkeit und Bestellung eines Erbbaurechts an 
einem kommunalen Grundstück (GWP) 
Der Beschluss Nr. 37/456/2012 (Anlage 1) wird aufge-
hoben.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen
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Beschluss-Nummer 34/485/2018
Verkehrsberuhigung in der Altstadt Strausberg
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
Die Bürgermeisterin wird beauftragt, kurzfristig die ver-
kehrsrechtlichen Voraussetzungen für die Öffnung des 
Pollers in der Großen Straße in Höhe der Hausnum-
mer 22/61 zu schaffen. Der Beschluss 30/418/2018 
der Stadtverordnetenversammlung wird im Punkt 1. 
zweiter Satz entsprechend Punkt 1 dieses Beschlus-
ses aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:
8 Dafürstimmen, 20 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

INFORMATIONEN DER STADTVERWALTUNG 
STRAUSBERG

Jahresabschluss 2017 des Stadtforsts 
Strausberg

– Eigenbetrieb der Stadt Strausberg –

Der nachfolgende Jahresabschluss des Stadtforsts 
Strausberg - Eigenbetrieb der Stadt Strausberg - für 
den Zeitraum 01.01.2017 - 31.12.2017 wird hiermit be-
kannt gemacht.

BEKANNTMACHUNG DER 
STADT STRAUSBERG

Die Bekanntmachung erfolgt auf der Grundlage des 
§ 33 Abs. 3 Eigenbetriebsverordnung (EigV).

Jeder kann Einsicht in den Jahresabschluss 2017 neh-
men.

Der Jahresabschluss 2017 des Stadtforsts Strausberg 
- Eigenbetrieb der Stadt Strausberg-, der Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung, die Entlastung des 
Werkleiters sowie der Bestätigungsvermerk liegen in 
der Stadtverwaltung Strausberg in 15344 Strausberg, 
Hegermühlenstraße 58, Raum E.01 in der Zeit vom 
08.11.2018 bis 28.11.2018

Montag bis Freitag	 08.30 Uhr 
	 bis 12.00 Uhr
Montag, Mittwoch, Donnerstag	 13.00 Uhr 
	 bis 15.00 Uhr
Dienstag	 13.00 Uhr 
	 bis 18.00 Uhr

zur Einsichtnahme aus.

Strausberg, den 07. November 2018

gez. Elke Stadeler 
Bürgermeisterin

Bilanz - Stadtforst Strausberg - zum 31. Dezember 2017 (gekürzte Fassung)

Kompensatorische Sprachförderung  
im Jahr vor der Einschulung  

in Kindertagesstätten

Kinder, die für das folgende Schuljahr in der Schule 
anzumelden sind, sind verpflichtet, an dem Verfah-
ren zur Sprachstandsfeststellung teilzunehmen. Die 
Sprachstandsfeststellung findet im Jahr vor der Ein-
schulung statt. Bei festgestelltem Förderbedarf besteht 
die Pflicht, an einem Sprachförderkurs in einer Kinder-
tagesstätte teilzunehmen.

Die Sprachstandsfeststellungen und - soweit erforder-
lich - die Sprachförderkurse werden in der besuchten 
Kita durchgeführt.

Auch Kinder, die im Jahr vor der Einschulung keine 
Kita besuchen, sollen in einer nahegelegenen Kita an 
einer Sprachstandsfeststellung und gegebenenfalls an 
einem Sprachförderkurs teilnehmen. 
Diese Kinder sind in der Zeit vom 19.11.2018 bis 
23.11.2018 persönlich oder telefonisch in einer Kita zur 
Sprachstandsfeststellung anzumelden. 
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Alle Kinder, die an dem Verfahren zur Sprachstands-
feststellung im Jahr vor der Einschulung teilgenommen 
haben, erhalten eine Teilnahmebestätigung, die von 
den Eltern bei der Schulanmeldung vorgelegt wird.

Die Durchführung der Sprachstandsfeststellung und 
der kompensatorischen Sprachförderung erfolgt auf 
der Grundlage der Verordnung zur Durchführung der 
Sprachstandsfeststellung und kompensatorischen 
Sprachförderung (SprachfestFörderverordnung – 
SfFV) vom 03. August 2009 (GVBl.II/09, [Nr.25], S.505) 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juli 2018 
(GVBI.II/18, [Nr.49]).

Strausberg, den 19.09.2018

Elke Stadeler
Bürgermeisterin

Satzung der Stadt Strausberg über  
die Erhebung von Verwaltungsgebühren 

(Verwaltungsgebührensatzung)  
vom 13.09.2018

Aufgrund des § 3 und des § 28 Abs.2 Nr.9 der Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), zu-
letzt geändert durch Art.1 Erstes ÄndG vom 29.6.2018 
(GVBl. I Nr. 15) und der §§ 1, 2, 4 und 5 Kommunal-
abgabengesetz für das Land Brandenburg (KAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 
(GVBl.I/04, [Nr. 08], S.174), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, 
[Nr. 32]) beschließt die Stadtverordnetenversammlung 
Straus-berg in ihrer Sitzung am 13.09.2018 folgende 
Verwaltungsgebührensatzung: 

§ 1
Gegenstand der Gebühr

(1)	Die Stadt Strausberg erhebt für besondere Lei-
stungen (Amtshandlungen oder sonstige öffentlich 
rechtliche Tätigkeiten), die sie als Behörde erbringt 
und die zum eigenen und übertragenen Wirkungs-
kreis der Gemeinde zählen, Verwaltungsgebühren 
nach Maßgabe dieser Satzung, wenn diese be-
sonderen Leistungen von der oder dem Beteiligten 
beantragt oder sonst von ihr oder ihm im eigenen 
Interesse veranlasst worden sind. Die gebühren-
pflichtigen besonderen Leistungen sind als Anlage 
im Gebührentarifverzeichnis beigefügt. Das Ge-
bührentarifverzeichnis ist Bestandteil der Satzung.

(2)	Die im Zusammenhang mit der Leistung nach Ab-
satz 1 entstehenden Auslagen sind in der Gebühr 

enthalten, wenn sie nicht nach § 5 Abs. 7 KAG ge-
sondert erstattungsfähig sind.

	 Die erstattungsfähigen Auslagen werden auch er-
hoben, wenn die Leistung selbst gebührenfrei ist. 

(3)	Die Erhebung von Gebühren auf Grund anderer 
Rechtsvorschriften für besondere Leistungen, die 
in dem Gebührentarif nicht aufgeführt werden, 
bleibt unberührt. 

§ 2
Sachliche Gebührenfreiheit

(1)	Gebühren werden nicht erhoben für: 

1.	 Mündliche und einfache schriftliche Auskünfte; 
2.	 Amtshandlungen bei Beschwerden und Einga-

ben; 
3.	 Amtshandlungen, die sich aus einem bestehen-

den oder früheren Dienst-, Versorgungs- oder 
Arbeitsverhältnis von Bediensteten im öffentli-
chen Dienst ergeben; 

4.	 Leistungen, die im öffentlichen Interesse lie-
gen; 

5.	 Leistungen, deren gebührenfreie Vornahme ge-
setzlich vorgeschrieben ist.

§ 3
Persönliche Gebührenfreiheit

Von Gebühren sind nach Maßgabe des § 5 Abs. 6 KAG 
befreit: 
1.	 das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände 
2.	 die Bundesrepublik und die anderen Bundesländer 
3.	 die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öf-

fentlichen Rechts.

§ 4
Auslagenersatz

Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 KAG, die im Zusam-
menhang mit der Leistung stehen, können auch dann 
gesondert in Rechnung gestellt werden, wenn die Lei-
stung selbst gebührenfrei oder der Zahlungspflichtige 
von der Entrichtung befreit ist. Zu ersetzen sind insbe-
sondere: 
1.	 im Einzelfall besonders hohe Kosten für die Inan-

spruchnahme von Kommunikationstechnik und Zu-
stellungskosten, 

2.	 Kosten öffentlicher Bekanntmachungen, 
3.	 Zeugen- und Sachverständigenkosten, 
4.	 die bei Dienstgeschäften den beteiligten Verwal-

tungsangehörigen zustehenden Reisekostenver-
gütungen, 
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5.	 Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Tie-
ren und Sachen, 

6.	 Kosten für Tierarzt und sonstige Aufwendungen für 
aufgefundene Tiere.

§ 5
Billigkeitsmaßnahmen

Im Einzelfall kann von der Erhebung der Verwaltungs-
gebühr ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn 
dies zur Vermeidung unbilliger Härten geboten ist. 

§ 6
Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von 

Anträgen sowie für Widerspruchsbescheide

(1)	Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leis-
tung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurück-
genommen, so sind 10 bis 75 vom Hundert der 
Gebühr zu erheben, die bei ihrer Vornahme zu er-
heben wäre. 

(2)	Wird der Antrag lediglich wegen Unzuständigkeit 
abgelehnt, so ist keine Gebühr zu erheben. Das-
selbe gilt, wenn mit der sachlichen Bearbeitung des 
Antrages noch nicht begonnen wurde. 

(3)	Für Widerspruchsbescheide darf nur dann eine 
Gebühr erhoben werden, wenn der angefochtene 
Verwaltungsakt gebührenpflichtig ist und soweit 
der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die Gebühr 
beträgt höchstens die Hälfte der für den angefoch-
tenen Verwaltungsakt festgesetzten Gebühr.

§ 7
Gebührenschuldner

(1)	Zur Zahlung der Gebühr und zur Erstattung von 
Auslagen ist derjenige verpflichtet, der im eigenen 
Interesse die Leistung beantragt hat bzw. durch 
diese unmittelbar begünstigt wird oder die Kosten 
durch eine Erklärung übernommen hat. Mehrere 
Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(2)	Der Gebührenpflichtige ist in der Regel vor der Lei-
stung auf die Gebührenpflicht hinzuweisen.

§ 8
Höhe der Gebühr

(1)	Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem als An-
lage zu dieser Satzung beigefügten Gebührentarif. 
Bei mehreren, nebeneinander vorzunehmenden 
Leistungen entstehen Gebühren einzeln nach den 
jeweiligen Tarifnummern der Anlage. 

(2)	Soweit sich die Gebühr nach dem Wert des Gegen-
standes richtet, ist der Wert zur Zeit der Beendigung 
der gebührenpflichtigen behördlichen Tätigkeit 
maßgebend. Bei der Festsetzung der Gebühren, 
für welche die Anlage einen Gebührenrahmen oder 
eine Bemessung nach Stundensätzen vorsieht, 
sind die Vorbereitungszeit und die wirtschaftliche 
oder sonstige Bedeutung der Leistung zu berück-
sichtigen. 

(3)	Eine Gebühr, für die der Tarif einen Rahmen vor-
sieht, ist auf volle Euro festzusetzen.

(4)	Wird die Erteilung auf Verlängerung der Geltungs-
dauer einer Genehmigung beantragt, ist für diese 
Leistung 50 vom Hundert der jeweils geltenden Ge-
nehmigungsgebühr zu erheben. 

§ 9
Fälligkeit

(1)	Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung 
fällig. 

(2)	Die Gebühr kann vor Beginn der Leistung auch als 
angemessener Vorschuss gefordert werden. 

(3)	Der Gebührenschuldner hat Anspruch auf eine 
Quittung. 

§ 10
Inkrafttreten, Außerkraftsetzung

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft; gleichzeitig tritt die Verwaltungsgebühren-
satzung der Stadt Strausberg vom 06.05.2010 außer 
Kraft. 

Strausberg, den 14.09.2018 

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Strausberg, den 07.11.2018

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin
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Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Strausberg vom 14.09.2018

Gebührentarif
Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Verwaltungsgebühren und Auslagen
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Satzung über die Festsetzung der Hebesätze 
für die Erhebung der Grund-  

und Gewerbesteuern in der Stadt Strausberg
(Hebesatzsatzung) vom 18.10.2018

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 
9 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Bb-
gKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 29.06.2018 (GVBl. I Nr. 15), 
des § 25 Abs. 1 Grundsteuergesetz vom 07.08.1973 
(BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des 
Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) und des 
§ 16 Abs. 1 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.06.2017 (BGBl. 
I S. 2074) hat die Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Strausberg in ihrer Sitzung am 18.10.2018 fol-
gende Hebesatzsatzung beschlossen: 

§ 1
Erhebungsgrundsatz

Die Stadt Strausberg erhebt 
a)	 von dem in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz 

Grundsteuern nach den Vorschriften des Grund-
steuergesetzes und 

b)	 Gewerbesteuern nach den Vorschriften des Ge-
werbesteuergesetzes. 

§ 2
Hebesätze

Die Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuern 
werden ab 2019 wie folgt festgesetzt:

1.	 Grundsteuer A� 270 v. H. 
	 (für Land- und forstwirtschaftliche Betriebe)
2.	 Grundsteuer B� 375 v. H. 
	 (für Grundstücke)
3.	 Gewerbesteuer� 350 v. H

.
§ 3

In-Kraft-Treten

(1)	Die Hebesatzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.
(2)	Gleichzeitig tritt die Hebesatzung der Stadt Straus-

berg vom 09.11.2017 außer Kraft.

Strausberg, den 19.10.2018 

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Strausberg, den 07.11.2018

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin
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